
Warum ein

Star-DJ
jetzt in die

FDP eintritt

Paul van Dyk, einer der erfolgreichsten

DJs der Welt und lange überzeugter

SPD-Wähler, tritt in die FDP ein.

„Freiheit als Grundverständnis, aber

mit sozialer Verantwortung verkör-

pert für mich nur noch die FDP“, sagt

van Dyk im WELT-Interview. Die aktu-

elle SPD unter der Führung von Saskia

Esken stehe „für Exklusion“ und trage

einen „moralisch arroganten, ideologi-

schen Vorbau“ vor sich her, begründet

der in Berlin lebende Künstler seine

Entscheidung. „Sozial heißt auch, dass

die, die mehr machen, auch mehr be-

halten dürfen.“ 
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In Myanmar ist der Journalist

Thein Zaw nach mehr als

drei Wochen in Haft aus dem

Gefängnis entlassen worden.

Sicherheitskräfte hatten Thein,

der für die Nachrichtenagentur

Associated Press (AP) arbeitet,

ursprünglich am 27. Februar

während einer Demonstration

in der Stadt Yangon festgenom-

men. Daraufhin wurde seine

Untersuchungshaft mehrfach

verlängert. 
Bis vor Kurzem hatte es noch

so ausgesehen, als müsste sich

Thein wegen der „Verbreitung

von staatsschädigenden Infor-

mationen“ vor einem Gericht

verantworten. Nun wurden laut

der Organisation Reporter ohne

Grenzen jedoch alle Vorwürfe

gegen ihn fallen gelassen. Min-

destens sechs andere Journalis-

ten, die ebenfalls über die Pro-

teste gegen den Putsch in My-

anmar berichtet hatten, befin-

den sich jedoch weiterhin in

Haft. Ihnen droht eine Gefäng-

nisstrafe von bis zu drei Jahren.

Laut Informationen von

Reporter ohne Grenzen sind in

Myanmar seit dem Militärcoup

vom 1. Februar dieses Jahres

mindestens 28 Journalistinnen

und Journalisten verhaftet

worden. Zudem soll das Regime

in den vergangenen Wochen

noch härter gegen Medien-

schaffende durchgegriffen ha-

ben als bisher.

#Free 
them
all
Thein Zaw

In Kooperat
ion mit
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Im Zusammenhang mit Vorwürfen in

der Masken- und Aserbaidschan-Affäre

gegen Unionspolitiker hat die Polizei

einen Verdächtigen festgenommen und

mehrere CDU-Büros in Thüringen durch-

sucht. „Am heutigen Vormittag wurde die

CDU Thüringen vom Thüringer Landes-

kriminalamt darüber informiert, dass die

ehemaligen Wahlkreisbüros von Mark

Hauptmann und die am gleichen Ort be-

findlichen CDU-Kreisgeschäftsstellen in

Suhl, Hildburghausen, Sonneberg und

Schmalkalden-Meiningen durchsucht

werden“, teilte die CDU Thüringen mit.

Man biete den Ermittlern „uneinge-

schränkte Unterstützung“, so Generalse-

kretär Christian Herrgott. Hauptmann

war nach Vorwürfen, er habe von Kontak-

ten zu Aserbaidschan profitiert, als Bun-

destagsabgeordneter zurückgetreten.

Später kamen Vorwürfe einer Verwick-

lung in Maskengeschäfte hinzu.

In der Maskenaffäre um die CSU-Poli-

tiker Georg Nüßlein und Alfred Sauter

sitzt ein Verdächtiger seit Donnerstag in

Untersuchungshaft. Zudem seien in grö-

ßerem Umfang vermögenssichernde

Maßnahmen veranlasst worden, teilte die

Generalstaatsanwaltschaft München mit.

Den Namen des Verhafteten nannten die

Ermittler nicht. Es dürfte sich aber nicht

um einen der beiden Politiker handeln,

weil deren Immunität weder vom Bun-

destag noch vom Bayerischen Landtag

aufgehoben worden war. Die General-

staatsanwaltschaft ermittelt insgesamt

gegen fünf Beschuldigte. Dabei geht es

um millionenschwere Geschäfte mit Co-

rona-Schutzausrüstung, für die Sauters

damaliger Parteifreund Nüßlein sechs-

stellige Vermittlungsprovisionen kassiert

haben soll. 
Nüßlein ist inzwischen aus der CSU

ausgetreten, will aber noch bis zur Wahl

im September sein Bundestagsmandat

behalten. Sauter ist aus der CSU-Fraktion

im Landtag ausgetreten und hat seine

Parteiämter niedergelegt. Beide weisen

die Vorwürfe zurück. CDU und CSU ha-

ben mittlerweile einen Verhaltenskodex

für Mandatsträger vorgelegt. rtr

Maskenaffäre: Razzia in Thüringen
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A
ngela Merkel hat nach

dem Fiasko mit der

Osterruhe endlich er-

kannt, wie sie die Pandemie

bekämpfen muss. Sie will jetzt

mit allen Mitteln Reisen nach

Mallorca verbieten, denn dort

ist das Virus zu Haus und war-

tet nur darauf, von deutschen

Touristen mitgenommen zu

werden. Merkel will für ihr

Vorhaben nach eigenen Worten

„Himmel und Hölle in Bewe-

gung setzen“. Das ist ein ehr-

geiziger Plan. Natürlich hat die

Kanzlerin nach sechzehnjäh-

riger Regierungszeit hervor-

ragende Verbindungen in alle

politischen Sphären, doch ob

ihr Einfluss auf himmlische und

höllische Mächte wirklich so

groß ist, wenn sie noch nicht

einmal Thüringen oder das

Saarland im Griff hat, darf

zumindest angezweifelt wer-

den. Immerhin hat die Kanz-

lerin diesmal nicht den Fehler

gemacht, Jens Spahn oder An-

dreas Scheuer mit der Himmel-

und Höllenmobilmachung zu

betrauen. Jetzt bleibt nur noch

abzuwarten, wen Merkel zuerst

in Bewegung setzen wird. Nach

unseren bisherigen Erfahrun-

gen im Zusammenhang mit der

Pandemiebekämpfung dürfte es

wohl mal wieder die Hölle sein.
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D
er Bundestag hat mit gro-

ßer Mehrheit die gemein-

same Schuldenaufnahme

in der EU für den Corona-

Wiederaufbaufonds gebil-

ligt. 478 von 645 anwesenden Abgeordne-

ten stimmten am Donnerstag für den Ge-

setzentwurf, den sogenannten EU-Eigen-

mittelbeschluss. Damit soll der EU-Kom-

mission erlaubt werden, für den 750 Mil-

liarden Euro schweren Corona-Topf erst-

mals im großen Stil Schulden aufzuneh-

men. Der Regelung müssen alle EU-Mit-

gliedstaaten zustimmen. Kritiker be-

fürchten, dass aus der Sondersituation

ein Dauerzustand werden könnte.

Union, SPD, Grüne und FDP hatten

angekündigt, für den Plan zu votieren. 95

Abgeordnete stimmten dagegen, was die

AfD in Aussicht gestellt hatte, 72 Enthal-

tungen wurden gezählt, mutmaßlich von

den Linken. Überschattet wurde die De-

batte von einem offenen Streit innerhalb

der großen Koalition, wie die Beschlüsse

zu werten sind. CDU/CSU halten die ge-

meinsame Schuldenaufnahme in der EU

für eine Ausnahme, die SPD wertet sie

ein halbes Jahr vor der Bundestagswahl

als Weg in die Fiskalunion, eine gemein-

same Finanzpolitik aller EU-Länder in-

klusive gemeinsamer Schulden.

„Dieser Aufbaufonds ist ein einmali-

ges, zeitlich und im Zweck nach eng be-

grenztes Instrument“, sagte Bundes-

kanzlerin Angela Merkel (CDU). Es sei

ein wichtiger Beitrag, um die Pandemie

gemeinsam zu bewältigen. Besonders

stark von der Krise betroffene Länder

wie Italien und Spanien sollen die höchs-

ten Beträge aus dem Fonds bekommen.

Das Geld soll zu einem großen Teil für

Klimaschutz und Digitalisierung verwen-

det werden – und die wirtschaftliche Er-

holung im Jahresverlauf anheizen.

Laut Europastaatsminister Michael

Roth (SPD) sollen spätestens im Sommer

Auszahlungen aus dem Fonds fließen. 14

EU-Staaten hätten die Pläne bereits rati-

fiziert. Roth sagte, es sei ein überfälliger

Schritt Richtung Fiskalunion. Auch Bun-

desfinanzminister Olaf Scholz (SPD) hat-

te zuletzt deutlich gemacht, man solle

die EU-Hilfen nicht als einmalige Aktion

ansehen. Die AfD kündigte eine Verfas-

sungsklage an und forderte Bundespräsi-

dent Frank-Walter Steinmeier auf, das

Gesetz nicht zu unterzeichnen. In

Deutschland hätten 80 Prozent des ver-

planten Geldes nichts mit Corona zu tun.

Der Ökonom Friedrich Heinemann

vom Mannheimer Forschungsinstitut

ZEW sagte, das Vorgehen sei zwar grund-

sätzlich richtig, die Details hätten es aber

in sich. Deutschland akzeptiere de facto

eine unbegrenzte Haftung für alle EU-

Corona-Schulden. Zudem fehlten ver-

bindliche Regeln für eine zügige Tilgung.

Und wichtige EU-Akteure seien für einen

Einstieg in eine permanente EU-Ver-

schuldung. „Der Bundestag hätte in sei-

nem Zustimmungsgesetz deshalb viel

mehr Sicherungen einbauen müssen.“ 

Unterdessen sind die öffentlichen

Schulden in Deutschland Ende 2020 im

Vorjahresvergleich um 273,1 Milliarden

Euro (plus 14,4 Prozent) gewachsen. „Der

Anstieg ist im Wesentlichen in der Auf-

nahme finanzieller Mittel zur Bewälti-

gung der Corona-Krise begründet“, hieß

es vom Statistischen Bundesamt. Die ge-

samte Schuldensumme von Bund, Län-

dern, Kommunen und Sozialversiche-

rung bei Banken und Privatunternehmen

lag Ende des Jahres bei 2171,8 Milliarden

Euro. rtr/dpa Siehe Kommentar, Seite 9
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E
s kam wie erwartet: Der Bun-

destag hat das Ratifizierungs-

gesetz zum sogenannten EU-

Eigenmittelbeschluss abgesegnet.

Hinter dem harmlos anmutenden

Namen verbirgt sich ein Schuldenin-

strument, das als Wiederaufbaufonds

die durch Corona zusätzlich ge-

schwächten EU-Staaten finanziell

entlasten und damit revitalisieren

soll. Er umfasst eine Summe von 750

Milliarden Euro, wovon 390 Milliar-

den nicht zurückzuzahlende „Zu-

schüsse“ sind und 360 Milliarden

Kredite.
Dies ist nicht eines jener Rettungs-

pakete, wie wir sie aus den verschie-

denen Euro-Krisen kennen. Dieses

Paket verändert fundamental die Fi-

nanzarchitektur der Staatengemein-

schaft. Denn um die Zuwendungen

zu finanzieren, will die EU an den Ka-

pitalmärkten Kredite aufnehmen, die

nicht von den Empfängern, sondern

über den EU-Haushalt getilgt wer-

den. Zuschuss und Tilgung der Mit-

gliedstaaten lösen sich dabei vonei-

nander: Deutschland etwa ist mit vo-

raussichtlich rund 65 Milliarden Euro

größter Nettozahler.

Es ist das erste Mal, dass in so er-

heblichem Maße Finanzmittel über

EU-Anleihen aufgenommen und an

die Mitgliedstaaten verteilt werden.

Und Deutschland als größte Volks-

wirtschaft der EU steht im Zentrum

dieses Plans: An seiner Wirtschafts-

kraft hängt das Konstrukt.

Und es stellt de facto den endgülti-

gen Eintritt in eine Schulden- und

Transfergemeinschaft dar. Denn die

Mitgliedstaaten haften über ihre

künftigen Beiträge zum EU-Haushalt

gemeinschaftlich für die Schulden.

Fällt einer von ihnen aus, müssen die

übrigen Staaten gemäß ihrem Anteil

am EU-Haushalt einspringen. Für

Deutschland liegt dieser Anteil am

Haftungsrisiko bei 24 Prozent.

Die Grundsätze von Eigenverant-

wortung und Alleinhaftung, wie sie

die Verträge von Maastricht mit der

No-Bail-Out-Regel vorsahen, sind

mit dem Fonds Geschichte. Und auch

das Geld aus diesem Fonds wird ir-

gendwann ausgegeben sein. Ist ernst-

haft damit zu rechnen, dass den wirt-

schaftlich schon vor Corona schwä-

chelnden Mitgliedstaaten bis dahin

die Wende zum nachhaltigen Wirt-

schaften gelingt, das die Schulden zu-

mindest nicht weiter ansteigen lässt? 

In einer Staatengemeinschaft geht

es nicht ohne Solidarität. Doch fried-

liches Miteinander wird es nur geben

können, wenn die Bürger aller Staa-

ten sicher sein können, dass jedes

Land wirtschaftlich grundsätzlich die

Verantwortung für sein Schicksal

übernimmt – mit Sparsamkeit, Fleiß

und, wo es sein muss, mit Verzicht.
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inside society 25wirkaufenihrenabfall.de

Begonnen hat alles 2016 in 
einer Garage in Pforzheim. 
„Das war eigentlich ganz 
klassisch“, sagt Marc Bun, 
der damals sein Ein-Mann-

Unternehmen gründete. Die Idee war,
Unternehmen die Kartonage abzu-
nehmen, die als lästiger Müll anfällt,
und damit Geld zu verdienen. Aber
auch die Unternehmen sollten am
Ende mehr Geld in der Kasse haben,
denn sie sollten ihren Müll gewinn-
bringend loswerden. „Die Idee kam
von Anfang an sehr gut an“, sagt
der 35-Jährige. Heute arbeitet er
nicht mehr in einer Garage, sondern
in einem Büro seiner Heimatstadt
Pforzheim, und Einzelkämpfer ist er
auch nicht mehr. Zwei Jahre nach der
Gründung einer GmbH hat Buns Un-
ternehmen „wirkaufenihrenabfall.de“,
oder kurz WKIA, 16 Angestellte.

„Jedes Unternehmen produziert
ungewollt Abfall. Verantwortlich ist
immer derjenige, bei dem er anfällt“,
sagt Betriebsleiter Michael Akay.
Normalerweise sammelt ein Unter-

nehmen seine Kartonage zusam-
mengefaltet in eigens angemieteten
Containern und lässt diese regelmä-
ßig von einem Entsorger abholen.
„Das aber versursacht Kosten und
vergeudet Arbeitszeit“, so Akay. Die-
ses Prinzip durchbricht WKIA auf eine
Art, die für alle Beteiligten Vorteile
bringt. Das Unternehmen stellt seinen
Kunden gegen eine Leasingrate eine
Pressmaschine zur Verfügung, mit der
die Kartonagen um 90 Prozent zu-
sammengepresst werden. Damit spa-
ren die Kunden viel Platz und Arbeits-
zeit. Wenn eine bestimmte Menge auf
diese Weise zusammengekommen
ist, wird der Müll kostenlos abgeholt
und zu einem regionalen Lager in der
Nähe gefahren.

Der Clou: Anstatt Müll zu produ-
zieren, werden aus den Kartonagen
schließlich Rohstoffe für neue Pro-
dukte. „Eine Kartonage ist bis zu
zwölf Mal wiederverwertbar. Daraus
können neue Kartonagen und zahl-
reiche neue Produkte wie Schuhkar-
tons oder Puzzlespiele hergestellt

werden“, sagt Marc Bun. Klima und
Umwelt profitieren davon, weil weni-
ger Müll entsteht und weniger Bäume
abgeholzt werden müssen und die
Rohstoffe wieder in die Kreislaufwirt-
schaft eingefügt werden. Und weil für
den zusammengepressten Abfall nur
noch zehn Prozent der bisher not-
wendigen Transporte anfallen, wird
das Klima zusätzlich durch weniger
CO2 geschont.

Die Kunden aber profitieren
doppelt, weil sie nicht nur weniger
Arbeit haben, sondern mit ihrem

Abfall auch noch Geld verdienen.
Denn WKIA bezahlt die abgeholten
Kartonagen zu einem festgelegten
Preis. „So können unsere Kunden
aus Müll bares Geld machen“, sagt
Michael Akay. „Wenn wir das poten-
ziellen neuen Kunden erzählen, sind
sie meistens zunächst ungläubig“,
so Marc Buns Erfahrung. Deshalb
stellt WKIA jedem Unternehmen eine
Pressmaschine zu Testzwecken kos-
tenlos zur Verfügung. „Zu 99 Prozent
sind die Unternehmen anschließend
überzeugt“, sagt Michael Akay.

Inzwischen läuft das Geschäft
auch grenzüberschreitend, zum
Beispiel in die Niederlande oder
nach Frankreich. „Wir achten immer
darauf, dass die Transportwege zu
einem regionalen Lager möglichst
kurz sind, sagt Marc Bun. Denn sonst
würde das Ziel, den CO2-Ausstoß
durch die Transporte deutlich zu
reduzieren, nicht zu erreichen sein.
Für die Zukunft ist nicht ausge-
schlossen, dass WKIA sein Geschäft
auf weitere Teile Europas ausweitet.

Wie aus Müll 
bares Geld wird

Das Unternehmen „wirkaufenihrenabfall.de“ 
kauft Kartonagen und führt sie wieder dem 
Kreislauf zu, erklären Gründer Marc Bun und 
Betriebsleiter Michael Akay Michael Akay und Marc Bun

Jedes 
Unternehmen 
produziert
ungewollt Abfall. 
Verantwortlich 
ist immer der-
jenige, bei dem 
er anfällt

-
leiter Netzwerkmanagement  

Als wirtschaftliches Zentrum der Re-
gion Nordschwarzwald zählt Pforz-
heim zu den wichtigsten Wirtschafts-
standorten in Baden-Württemberg. 
Der städtische Eigenbetrieb Wirt-
schaft und Stadtmarketing Pforz-
heim (WSP) hat es sich zur Aufgabe 
gemacht, die ökonomische Entwick-
lung der Stadt aktiv zu gestalten. 
Pforzheim ist ein wirtschaftlich star-
ker Standort für Präzisionstechnik 
und Kreativwirtschaft, Distanzhan-
del sowie Medien und IT und verfügt 
über eine bedeutende Fachhochschule.

Schwerpunkte der Existenzgrün-
dungsförderung der Stadt Pforzheim
bilden die Gründerzentren „Innotec“
und „EMMA“, mit denen Pforzheim

Netzwerkplattform und zukunftsge-

-
schäftsideen Platz und dynamische 
Jungunternehmen Gehör, Raum und 
Beratung. Das Innotec bietet ideale 
Startbedingungen für Start-ups und 
Jungunternehmen mit Schwerpunkt 
vor allem auf Informations- und 
Kommunikationstechnologie. Im 

beste Voraussetzungen zum Arbei-
ten, Gestalten und Netzwerken. 
Studierende und Absolventen der 

Hochschule, Existenzgründer, Free-
lancer, Agenturen und Unternehmen 
können in beiden Gründerzentren 
Schreibtische im Co-Working-Be-
reich, Büros und Besprechungsräu-
me zu günstigen Konditionen mieten. 
Das EMMA verfügt zusätzlich über 
Werkstattarbeitsplätze und Ateliers. 
Auch für die Präzisionstechnikbran-
che entsteht derzeit eine zentrale 
Forschungs- und Entwicklungsein-
richtung in Pforzheim – das Zentrum 
für Präzisionstechnik (ZPT) wird im 

-
ber hinaus sind wir auch generell in 
Fragen der Existenzgründung und 
Existenzfestigung gerne Ansprech-
partner. Insbesondere bei Behörden-
kontakten bieten wir unsere Hilfe an.

Beste Voraussetzungen für Start-ups

Das Wirtschafts- und Stadtmarketing Pforzheim (WSP) bietet jungen
Unternehmen vielfältige Unterstützungen gerade in der Anfangsphase.

» info

Talha Aydemir

www.ws-pforzheim.de
www.innotec-pforzheim.de


